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Bayer BKK wird ausgegliedert
Am 23.3,erfuhren wir aus Bayer aktuell
Bayer BKK muß den Beitragssatz an¬

passen . Ab 1.3. steigt der Beitrag mm
0,3 % auf 12,9 %. Ab 1.1.2000 fusioniert
die Bayer BKK mit der BKK Erdölchemie
und öffnet sich für alle. Das heißt, nicht
nur Angehörige von Bayer-Mitarbeitern
können Mitglied werden, sondern alle,
die die neue BKK besonders toll finden.
Ein paar Tage später erschien auch
noch ein GBR-Info zu diesem Thema.
Schlauer wurde man dadurch leider
nicht, außer der GBR kämpft mit 
allen Mitteln für die .Beschäftigten
der BKK. Mit der Begründung, einer
gesetzlichen Zwangsöffnung zuvor¬
zukommen, wurde die Öffnung der
BKK für alle, schon für das Jahr
2000 beschlossen.

Zwangsöffnung beschlosse 

Ein Gesetzesvorhaben der Regie¬
rung zur Zwangsöffnung der BKKen
ist nicht bekannt, noch nicht einmal
geplant. Der zweite Grund soll die
hohe Zahlung zum Risikostruktur¬
ausgleich sein. Den Risikostruktur¬
ausgleich der gesetzlichen Kranken¬
kassen gibt es schon seit Jahren
und hat genau den Sinn, die großen
Unterschiede der Beitragssätze anzu¬
gleichen.

Hausgemachte Defizite

Weil die Bayer BKK es versäumt hatte,
wegen höherer Beiträge zum Risiko¬
strukturausgleich, den Beitrag rechtzeitig
zu erhöhen, haben sich bis 1999 etwa
42 Mio DM Miese (Mehrausgaben
gegenüber den Einnahmen) angehäuft.
Dies muß jetzt als Begründung dafür
herhalten, daß die BKK-Beschäftigten
aus der Bayer AG ausgegliedert werden.
Um die Schulden abzubauen wird der
Beitrag auf 12,9 % erhöht und Bayer
schießt dieses Jahr 11 Mio DM zu. Der
Abbau der Schulden wird die Vorausset¬
zung für die Öffnung der Kasse sein.
Das mit der Öffnung, die Versicherten
auch die Kosten der BKK-Beschäftigten,
in Höhe von 15 Mio DM jährlich, mit dem
Beitrag übernehmen müssen, wird im
Bayer aktuell mit keinem Wort erwähnt.
Bayer zahlt also 1999 einmalig

zusätzlich 11 Mio DM und ist dann
zukünftig die Lohnkosten der
Kassenbeschäftigten losgeworden. Erst
1996 hatte der Bayer-Vorstand die wei¬
tere Übernahme der Lohnkosten der
BKK-Beschäftigten zugesagt. Dies wird
ab 2000 anders werden, da die Bayer
BKK dann  selbstständig  ist. Ob sich die
Beiträge in den nächsten Jahren so
positiv, wie vorhergesagt, entwickeln,
wird von uns bezweifelt. Nach unserer
Meinung können die Versicherten mit

dem Risikostrukturausgleich besser le¬
ben, als mit der Übernahme der Lohnko¬
sten der BKK-Beschäftigten. Dies wird
erstmal zu einem höheren Beitrag über
längere Zeit führen, wenn nicht sogar zu
weiterer Beitragserhöhung.

Anbeitnehmervertreter stimmen zu

Sicher ist nur, ab 2000 werden wieder
Bayer Mitarbeiter ausgegliedert. Der
Personalabbau geht weiter, trotz aller
Versprechungen der IG BCE (Chemie).
Diese und die Betriebsratsmitglieder im
Verwaltungsrat haben dieser Neurege¬
lung zugestimmt. Die Gründe sind wie
immer die gleichen, es müssen die
-Arbeitsplätze gesichert werden, auch
wenn dabei welche geschlachtet oder
die Bedingungen für die Mitarbeiter ver¬
schlechtert werden. Wie sich die Situati¬
on der BKK-Beschäftigten nach der
Öffnung darstellen wird, ist schon heute
vorhersehbar. Es wird enormen Druck
auf die Löhne und Arbeitsbedingungen

geben, da sie ja dann aus Beiträgen
finanziert werden. Auch wenn heute alle
Seiten beteuern, daß es zu keinen
Verschlechterungen für die BKK-
Beschäftigten kommen wird, müssen wir
dies anzweifeln. Wenn sich der Gesamt¬
betriebsrat aufplustert, was er alles tun
will, ist das alles nur scheinheilig. Er
hätte die Ausgliederung ganz einfach
durch ein NEIN verhindern können. Das
haben unsere Kollegin M. Hörten aus
Leverkusen und unser Kollege D.
Bruhns aus Brunsbüttel im Verwaltungs¬
rat versucht, wurden aber von allen
anderen  Arbeitnehmervertretern  alleine
gelassen. Bei der Sozialwahl zum BKK
Verwaltungsrat hatten wir uns auf eine
Friedenswahl eingelassen. Das war wohl
ein Fehler.
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Beim Werkschutz bekommen die Kolleginnen seit Jahren keine langfr stige
Planung der AGS-Schichten. In der Gesamtbetriebsvereinbarung  Neues 5 
Schicht-System  steht unter Punkt 5 folgendes:
Ausgleichszeiten sind vom Mitarbeiter zu erbringende Arbeitszeit. Sie sollen
vom Betrieb langfristig - in der Regel während der Erstellung von Urlaubsplänen
u. ä. - eingeplant werden. Bei der Planung sind die betrieblichen Notwendigkei¬
ten und persönliche Belange der Mitarbeiter ¦ zu berücksichtigen. Unter
Berücksichtigung der gesetzlichen Arbeitszeitbestimmungen können die Aus¬
gleichszeiten auf alle It. Schichtplan arbeitsfreien Tage auf Früh-, Spät-, Nacht-
und Tagschicht verteilt werden.   
Diese GBV gilt auch für die Abt. Werkssicherheit. Da diese Regelung .im Großen
und Ganzen in allen Produktionsbetrieben eingehalten wird, sollte dies auch in
der Werkssicherheit möglich sein. In einem Gespräch mit dem neuen Leiter des
Werkschutzes, Herrn Dominas, sagte er Besserung bei der Einteilung der AGS
zu.

Werkskläranlage

Immer wieder:

Arztbesuche als
liebste

So hätten sie es gerne, unsere netten
Chefs. Schließlich gehen wir ja meist
aus purer Langeweile und nur so zum
Spaß zum Arzt- vom Zahnarzt ganz
zu schweigen. Also, was liegt näher,
als diese Zeiten auch als Freizeit zu
verbuchen? Wer jetzt noch eine Ver¬
rechnung als ausgefallene Arbeitszeit
wünscht, ist doch total unkollegial,
oder?
Pech gehabt, liebe Chefs. Der Man¬
teltarifvertrag gilt noch immer. Danach
werden wir Arbeitnehmer für notwen¬
dige Arztbesuche in der Arbeitszeit
bezahlt freigestellt. Und selbst das
neue SAP, daß ja zur Zeit für alle
Begründungen herhalten darf, kann
das verbuchen.
Allerdings kann der Vorgesetzte eine
Bescheinigung verlangen, daß die
ärztliche Behandlung zu dieser Zeit
notwendig ist. Kosten für solche Atte¬
ste sind dann von Bayer zu erstatten.

Neuer Werksarzt
in Elberfeld

Seit Anfang Januar ist Herr Dr.
Kamps als neuer Werksarzt in
Elberfeld. Er wird an Stelle von
Frau Dr. Nuphaus-Klein
hauptsächlich in Aprath tätig sein.
Frau Dr. Nuphaus-Klein wird
Herrn Dr. Sitt ersetzen, da dieser
in den Ruhestand geht.
Dr. Kamps ist Facharzt für Innere
Medizin und Arbeitsmediziner.
Außerdem hat er einige Zeit als
Notarzt gearbeitet.
Wir wünschen Herrn Dr. Sitt für
die Zukunft alles Gute und hoffen
trotz reduzierter Einsatzzeit auf
gute Zusammenarbeit mit Herrn
Dr. Kamps.
Da neue Besen ja bekanntlich gut
kehren, wünschen wir uns, daß
einige Dinge in Zukunft besser
funktionieren und intensiver an¬
gegangen werden.

Oberdiplomingenieur Pohl, Chef über
Handwerk, Dienstleistung und mehr, ist
immer für eine Überraschung gut.
Preschte er als erster in der Bayer AG
im Herbst  98 noch mit dem Wollen
nach Vertrauensar¬
beitszeit vor, so
überraschte er
jetzt das
zuhörende Ar¬
beitervolk auf
einer Abteilungs¬
versammlung mit der
Feststellung, die
Werkskläranlage in der
Rutenbeck würde deshalb
weiter von Bayer-Mitar¬
beitern betreut, weil der
Betriebsrat dies und kei¬
ne Fremdvergabe wolle!
Herr Pohl, dies ist zuviel
der Ehre.
Sie haben sich bei der
Fremdvergabe noch nie ei¬
nen Deut um die Positi¬
on des Betriebs¬
rates gekümmert.
Nebenbei ge¬
sagt, ist dies
auch nicht nötig.
Denn soweit geht die Mitbestimmung in
unserem Lande doch nicht. Denn wenn
dies so wäre, hätten wir der Fremdverga¬
be von Handwerkertätigkeiten im For¬
schungszentrum widersprochen, hätten
die Fremdvergabe von Planungsarbeiten

nicht hingenommen, würden statt der
aktuellen Fremdvergabe in der PLT

neue Mitarbeiter einstellen und
hätten nicht diese große Menge an

Fremdfirmen-Mitar-
beitern, die
auch Kolle¬
gen sind,
aber laut

Herrn Han¬
nappel im ge¬

samten Bun¬
desgebiet
eingesetzt

werden
können, wenn die Ar¬

beit weniger wird.
Es werden taktische
oder finanzielle
Gründe gewesen
sein, die zu dem
Entschluß geführt ha¬
ben, weiter Bayer-
Kollegen in der
Werkskläranlage ar¬
beiten zu lassen.

Daß Herr Pohl
gleichzeitig
dem Betriebs¬

rat den schwar¬
zen Peter für die Handwerker, die bei
der Schließung der Pflanzenschutz-

Produktion in 2 Jahren zu versorgen
sind, in die Schuhe schiebt, zeugt von
der Abgebrühtheit und der taktischen
Clevernis, die einen Oberdiplominge¬
nieurwohl auszeichnet.
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Klaus Annuß, PH Ökologie, Geb. 52, Tel. 7307;
Ulrich Franz, WID, Geb. 459, Tel. 4475
Eike Gardlo, PH-R MST, Geb. 405, Tel. 4905
Peter Großmann, PH TR, Geb 90, Tel. 2462
Siegbert Hufschmidt; Betriebsrat,Geb.54,Tel.(0202)36-7543
Helmut Prill, Hauptwerkstatt/Revision, Geb. 156, Tel. 2220
Björn Reitz, PH AQ-QU, Geb.302, Tel. 2765

Michael Schmidt-Kießling, Betriebsrat, Geb.54, Tel.2546
Sabine Steiner, VE Chemie, Geb. 64, Tel. 7457
Gerd-Peter Zielezinski PH 4/6, Geb 16/17, Tel. 7582
Ersatzmitglieder:
Michael Groß, PH-EU-M-KPI, Geb. 405, Tel. 8310
Ralf Hochwald, PH TR, Geb. 90, Tel. 2713
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tin Mensch, Lafontaine ist aus  er   ittelpunkt verschwun en,  as

deshalb p-mriser und deutliche  lömnuliere ',. Nicht nu  zur näc sten

Berichte a s den a deren
Werlce 

Nach dem Zusammenschluß von Bayer Diagnostic mit
dem Unternehmen Chiron soll die Niederlassung von
Bayer Diagnostic in München mit 159 Mitarbeitern bis
Ende  99 geschlossen werden. Die Tätigkeiten werden
auf die Standorte Leverkusen und Gießen konzentriert.
Für 44 Mitarbeiter wurde ein sog. Transfer-Tarifvertrag
abgeschlossen. Das bedeutet, daß diese Mitarbeiter
keine Abfindung erhalten, sondern für den Einsatz in
einem anderen Unternehmen qualifiziert werden sollen.
Der verbleibenden Münchner Belegschaft wird eine
Übernahme in Gießen oder Leverkusen angeboten.
Im Gegensatz zur Aussage von Dr. Burkhardt auf der
Betriebsversammlung wird in Leverkusen die Reduzie¬
rung der Paranteralia- und Liquida-Salben-Betriebe dis¬
kutiert: Etwa die Hälfte der 500 betroffenen Mitarbeiter
befürchten den Verlust ihres Arbeitsplatzes.
In Uerdingen wird die mangelhafte Auslastung der
Eisenoxid-Betriebe mit einer drohenden Ausgliederung
diskutiert. Hier wären ca. 500 Mitarbeiter betroffen.

"Vief zu sauer Oskar, da hinten, das ist Qualtiät!"

Ein Schritt vor, zwei zurück mit dem
Sicherheitsausschuß

Nach der Betriebsratswahl 1998 wurde von IG BCE-Betriebsräten bedauert, daß Klaus
Annuß von der Belegschaftsliste nicht mehr für den Sicherheitsausschuß zur
Verfügung stand. Sie hätten sich sogar ' vorstellen können, ihn, als allgemein
anerkannten Experten, zum Sprecher zu wählen.
Diese Aussage galt im Februar 1999 nichts mehr. Durch den Rücktritt des IG
BCE-Betriebsrates Schulte mußte im Sicherheitsausschuß des Betriebsrates u.a. der
Sprecher neu gewählt werden. Klaus Annuß, mittlerweile wieder Mitglied des
Ausschusses, stellte sich zur Wahl.
Gewählt wurde aber mit 13 (IG BCE-UA-Fraktion) zu 10 Stimmen (Belegschaftsliste)
Klaus Bergmann. Wir können nur feststellen, daß viel  erzählt  wird von IG BCE-Seite,
nur gemacht wird etwas anderes. Klaus Bergmann wünschen wir mehr Erfolg als
bisher und einen  guten Draht” zu Klaus Annuß.

Äa.a- rZ*s*n m*-

betriebsrat
Alle PC s der Miiarbeiter/in  önnen mir
einer Virensuc sofi  are automat'sch
geprüft  erden. Die Mitarbeiter sol' n
vorher über dieses Vo gehen Info mier,
werden. Bei einer Virene kennung wi d
der lokale DV Support mit eine  Mail
info  iert. Auch der/die betroffene  itar-
öeiier/in  ird parallel informiert
im Bereich KU-F :-E w rden alle PC s
zenV al mit eine- Sonwe.re auf nic ni bei
Bayer lizensie te Software überprüf!. Die
Mita beiter sollen 14 läge  orhe  über
ie P-üfu g i formiert werden. Welche

anderen Be eiche diese   üfun  noch
einsetzen  ollen, ist  ic t bekannt.



Es geht um  ensche .
Nicht um böse oder gute Kurde 
Seit nunmehr 15 Ja ren tobt im Osten
der Türkei ein blutiger Krieg. Geführt
mit unerbittlicher Härte, mit modernsten
Waffen, Schnellverfahren, Folterungen
und Massakern an der Bevölkerung.
Kurdische junge Männer im wehrpflich¬
tigen Alter werden beim Militär sofort in
den Osten der Türke 've legt um gegen
die eigene Bevölkerung zu kämpfen.
Ganze Dörfer werden de  Erdboden
gleichgemacht, die Bevölkerung vertrie¬
ben, sofern Sie nic t verhaftet oder
ermordet wurde. Auch deutsche Panzer
wurden 1993 bei den Massakern in den
Städten Lice und Sirnak eingesetzt
Bisher hat dieser Konflikt alleine in der
Türkei 50.000 Menschen das Leben
gekostet, 3.700 Dörfer wurden zerstört
und 4  io. Kurdinnen sind auf der
Flucht bzw. zwangsumgesiedelt.
Amnesty International und andere Men-
schenrechtsorganisatiohen haben
mehrfach auf Hinrichtungen und Folter
in der Türkei hingewiesen. Selbst die

für Menschenrechtsfragen zuständige
Kommission der EU hat regelmäßig
Nachweise über ethnisch motivierte
Mißhandlungen be gebracht.

Volk ohne Rechte

Das Recht auf eigene Kultur, Sprache
und Politik ist der kurdischen
Bevölkerung bis heute verwehrt. Ver¬
wundern kann es daher nicht, wenn die
Symbolfigur des kurdischen Freiheitswil¬
lens unter dubiosen Umständen gekid-
nappt wird, sich Wut und Enttäuschung
unter den Flüchtlingen breitmachen.
Aber gleichvon bürgerkrieg sähnlichen
Zuständen in der BRD zu sprechen ist
doch wohl zu starker Tobak. Eine Wo¬
che später trieben wütende Bauern in
Brüssel mit Mistgabeln bewaffnet die
Staatsgewalt durch die Straßen - das ist
offenbar normal. Für Bürgerinnen eines
demokratischen Rechtsstaates müßte al¬
lein die international kritisierte Men¬
schenrechtssituation in der Türkei aus¬
reichen den bedrohten Menschen ein

Bleiberecht zuzubilli¬
gen.

D e türkische Regierung antwortete dar¬
aufhin mit  assenverhaftungen und
Militäraktionen in mehreren Kurdischen
Städten. Die Waffen dazu kamen auch
aus der Bundesrepublik.
Das ARD-Magazin Monitor berichtete
damals über den Verkauf ehemaliger
NVÄ-Gerätschaften und dessen Verwen¬
dungszwecke in der Türkei. Zeitgleich
Verbot die damalige Bundesregierung,
im Gegensatz zu anderen europäischen
Ländern die PKK.

Solidarität

Um eine wirkliche Deeskalation zu errei¬
chen muß die Bundesrepublik (z.Zt. Vor¬
sitz in der EU) konkrete Schritte zu einer
Internationalen Kurdistan-Konferenz un¬
ternehmen. Statt weiter den Kurdinnen
und Kurden mit Abschiebung zu drohen
sollte ein genereller Abschiebestop erlas¬
sen werden. Das Außenministerium soll¬
te endlich anerkennen, daß es sich bei
den Bürgerkriegsflüchtlingen nicht . nur
um einen regional begrenzten Kurden¬
konflikt handelt sondern tatsächlich um
einen grausamen Bürgerkrieg.
Die Menschen die in Deutschland zum
Teil seit über einem Jahr unter schwie¬
rigsten Bedingungen im Wanderkirchen¬
asyl leben, um Folter und Tod zu entge¬
hen, brauchen unsere Solidarität. Sie
sind in einer verzweifelten Situation da
es für sie keine Anerkennung gibt und
eine Rückkehr in die Türkei für sie nicht
möglich ist. Wie gesagt es geht um
Menschen.

Deutsche Verant¬

wortung

Der Bundeskanzler
und sein Innenmini¬
ster unterscheiden
sich hierin bisher
nicht von Ihren
Vorgängern.  Man
könne nicht zulas¬
sen, daß Kurdinnen
auf deutschem Bo¬
den Konflikte austra¬
gen, mit denen man
nichts zu tun habe. 
Zur Erinnerung:
1993 gab es eine
Waffenstillstandser¬
klärung der PKK.

Will irgendein braver Deutscher
zusätzlich zu seinem bisherigen Paß
noch einen türkischen? Natürlich nicht.
Der Neid auf eine vermeintliche Besser¬
stellung von Doppelpaßlern ist irrational,
ist nur das neueste Gewand für alte
Ressentiments. So wie zuvor
Ausländern selbst jene Arbeitsplätze
mißgönnt wurden, die kein Deutscher
haben wollte. Ausländerfeindlichkeit ist
in dieser Gesellschaft tief verwurzelt -
wer glaubte, die Reform des
Staatsbürgerschaftsrechts werde ein
leichter Gang, hat eine weltoffene Min¬
derheit mit der Mehrheit verwechselt.

Vorurteile mobilisieren ist. leicht (wie die
CDU in Hessen bewies), sie zu
bekämpfen ist ungleich schwerer. Nicht
willens und nicht fähig, das Schwere zu
wagen, hat die rot-grüne Regierung
einen Mittelweg versucht: Ressenti¬
ments taktisch zu managen. Aber Ger¬
hard Schröders Handel mit den Stamm¬
tischen ist nicht aufgegangen: eine harte
Linie in der Asylpolitik sollte  ie Zustim¬
mung zum Einbürgerungsgesetz erkau¬
fen. Und Otto Schily fördert  umpfe
Reflexe in der Erwartung, er gewönne
durch Anbiederung Autorität. Den Test
Volksabstimmung würde das Projekt

Einbürgerung derzeit kaum bestehen.
Gerade deshalb aber tut Mobilisierung
not - vor allem durch jene, die nicht auf
Wählergunst schielen. Der erste Schritt:
Wenn alle Verbände, die ihre
Erklärungen für die Integration von
Deutsch-Ausländern ernst meinen, we¬
nigstens ihre eigene Basis dahinter ver¬
sammeln.

Dieser Kommentar wurde der IG metall-
Zeitung mit Genehmigung entnommen
und ist von der Berliner Journalistin
Charlotte Wiedemann.
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essor Bumke hat neulich Menschen erfunden,

die kosten zwar, laut Katalog, ziemlich viel Geld,
;h ihre Herstellung dauert nur sieben Stunden,
I außerdem kommen sie fix und fertig zur Welt!

Man darf dergleichen Vorteile nicht unterschätzen.
Professor Bumke hat mir das alles erklärt.
Und ich merkte schon nach den ersten Worten und Sätzen:
Die Bumkeschen Menschen sind das, was sie kosten, auch wert.

Sie werden mit Bärten oder Busen geboren,
mit allen Zubehörteilen, je nach Geschlecht.
Durch Kindheit und Jugend würde nur Zeit verloren,
meinte Professor Bum e. Und da hat er ja recht.

Er sagte, wer einen Sohn, der Rechtsanwalt sei,
etwa benötige, brauche ihn nur zu bestellen.
Man liefere ihn, frei ab Fabrik, in des Vaters Kanzlei,
promoviert und vertraut mit den schwersten juristischen Fällen.

Man brauche nun nicht mehr zwanzig Jahre zu warten,
daß das Produkt einer unausgeschlafenen Nacht
auf dem Umweg über Wiege und Kindergarten
das Abitur und die übrigen Prüfungen, macht.

Es sei ja auch denkbar,das Kind werde dumm oder krank.
Und sei für die Welt und die Eltern nicht recht zu verwenden.
Oder es sei musikalisch! Das gäbe nur Zank  
falls seine Eltern nichts von Musik verständen.

Nicht wahr, wer könne denn wirklich wissen, was später
aus einem anfangs ganz reizenden Kinde wird?
Bumke sagt, er liefere auch Töchter und Väter.
Und sein Verfahren habe sich selten geirrt.

Nächstens vergrößere er seine Menschenfabrik.
Schon heute lief re er zweihundertneunzehn Sorten.
Mißlungene Aufträge nähm er natürlich zurück.
Die müßten dann nochmals durch die verschiednen Retorten.

Ich sagte: Da sei noch ein Bruch in den Fertigartikeln,
in jenen Menschen aus Bumkes Geburtsinstitute.
Sie seien konstant und würden sich niemals entwickeln.
Da gab er zur Antwort:  Das ist ja grade das Gute! 

Ob ich tatsächlich vom Sichentwickeln was halte?
Professor Bum e sprach s in gestrengem Ton.
Auf seiner Stirn entstand eine tiefe Falte.
Und dann bestellte ich mir einen vierzigjährigen Sohn.

Gedicht von Erich Kästner, der im Februar 100 Jahre geworden wäre.

Schwerbehinder¬
tenquote in
Elberfeld
In Elberfeld sind z.Zt. 115 Mitarbeiterinnen
beschäftigt, die unter dem besonderen Schutz des
Schwerbehindertengesetzes stehen. Dies ' ent¬
spricht einer Quote von 3,2%. Das Gesetz sieht
vor, daß Arbeitgeber, die über mindestens 16
Arbeitsplätze verfügen, wenigstens 6% ihrer
Arbeitsplätze mit Schwerbehinderten zu besetzen
haben. Für jeden unbesetzten Arbeitsplatz hat der
Arbeitgeber eine Ausgleichsabgabe von 200 DM
monatlich zu entrichten. Das bedeutet für Elber¬
feld, daß für die etwa 100 fehlenden
Schwerbehinderten-Arbeitsplätze 240.000 DM im
Jahr bezahlt werden. Der DGB und Schwer-
behindertenverbände fordern seit langem ¦ eine
Erhöhung der Ausgleichsabgabe, da es für Arbeit¬
geber billiger ist sich freizukaufen, als behinder¬
tengerechte Arbeitsplätze zu gestalten. Aber auch
dieses (Zwangs-) Geld läßt sich ja durch Respon-
sible Care wieder einsparen.

Chlor Unfall In Geb 460

Eine Chlorierung gaste länger und mehr konden¬
siertes Chlor aus, als von der Laborbesatzung
erwartet. Nachdem um 18.00 Uhr die Abluft
automatisch auf das Nacht - Minimum gedrosselt
wurde breitete sich eine Chlor Wolke aus. Im
Zuge weiterer Aktionen gerieten 3 Mitarbeiter in
diese Wolke, sie wurden sicherheitshalber zur
Beobachtung ins Krankenhaus gebracht (ohne
Befund). Von der Abteilung aus wird es in
Nachbetrachtung des Unfalls zusätzliche Sicher¬
heitsanweisungen / Belehrungen geben. Uns
erscheint es darüber hinaus sinnvoll, im Bereich
CWL wie früher üblich, Jungakademikern von der
Uni, praktisch erfahrene Laboranten / Techniker
mit ins Team zu geben.

In der Abteilungsversammlung der Abt.
PH-TO IT (alter Name) wurde von den
Beschäftigten der Stand zur Diskussion
der angeregten  Vertrauensarbeitszeit 
erfragt.
Sowohl die Abteilungsleitung als auch
die anwesenden Betriebsräte der IG
BCE-Fraktion beeilten sich darzustellen,
daß man eigentlich direkt mit einem
Probelauf starten könne. Zur
Überraschung der Betriebsräte der Be¬
legschaftsliste wurde von der Besichti¬
gung und Diskussion des Betriebes
Sachtleben- Chemie” in Duisburg be¬

richtet. Die Sachtleben- Chemie hat die
Vertrauensarbeitszeit wo h I
flächendeckend eingeführt, die dortigen
Betriebsräte hätten - so wurde berichtet-
keine Bedenken. An einer solchen Be¬
sichtigungsfahrt und deren Informatio¬

nen hatte die IG-BCE und UA-Fraktion
die Betriebsräte der Belegschaftsliste
absichtlich nicht beteiligt.
Die Vertreterin der UA s, Frau Schmidt,
die an der Besichtigungstour teilgenom¬
men hatte, stellte sich in der Abteilungs¬
versammlung als klare Gegnerin der
Vertrauensarbeitszeit vor. Sie hatte
Recht damit, wenn sie das Nicht-vorhan¬
dene Klima des Vertrauens in der Beleg¬
schaft feststellt, das eigentlich Voraus¬
setzung sein müsste. Auch glauben wir,
daß eine Einführung von Vertrauensar¬
beitszeit in einer Abteilung Signalwirkung
für weitere Bereiche haben wird.
In der am Folgetag stattgefundenen
Entgeltausschußsitzung, dieser
Ausschuß sollte die Vertrauensarbeits¬
zeit behandeln, wurden keine der offe¬
nen Fragen geklärt. Es bleibt unklar, wie

Bayer die vom Gesetzgeber geforderte
Kontrolle der täglichen Arbeitszeit
erfüllen möchte. Abgrenzungen von
Mehrarbeit bleiben für den Betriebsrat
nicht nachvollziehbar. Klar aber ist, daß
die Betriebsräte der IG BCE  eine Kon¬
trolle mehr ausüben wollen.

Nix  eues

In der Betriebsratsitzung am 18.3.99
konnte keine einheitliche Auffassung
des Betriebsrates zur Vertrauensarbeits¬
zeit festgestellt werden. Bislang
geäußerte Bedenken und Unklarheiten
fanden keine Berücksichtigung. Der
Entgeltausschuß hat erneut den Auftrag
bekommen, für die nächste Betriebsrat¬
sitzung einen Vorschlag zu erarbeiten.
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Die Chemie-Tarifrunde Ist noch nicht so
richtig in Gang gekommen» da stauen
s ch sc on die Negativschlagzeilen.

Historie

Die Gewerkschaft hatte zur Rettung der
vollen Lohnfortzahlung im Krankheits¬

fall , welche die damalige unchristliche
Regierung abgesenkt hatte, das 13 Mo¬
natsgehalt von 100 auf 95 Prozent abge¬
senkt. Nach der jetzt vollzogenen ge¬
setzlichen Änderung auf volle Lohnfort¬
zahlung im Krankheitsfall durch die rosa¬
grünliche Bundesregierung ist die IG
BCE (Gewerkschaft) nicht bereit die 100
Prozent des 13-Monatsgehaltes in ihre
Forderung für die Tarifvertragsverhand¬
lungen für den Juni 99 mit aufzunehmen.
Forderungempfehlung des Hauptvorstan¬
des ist lediglich eine Entgelterhöhung
von 5 bis 5.5% bei einer Laufzeit von 12
Monaten.
Schlimmer ist die Vorstellung der IG
BCE im Herbst einen neuen Tarifvertrag
abzuschließen. Allerdings stehen nicht
die 100 Prozent des 13ten im Mittel¬
punkt. Ziel der IG BCE und des Unter¬
nehmerverbandes ist, ein Dienstlei¬
stungstarifvertrag zu kreieren.

Billigtarifvertrag

Auf der Tarifpolitischen Tagung der IG
BCE im Feb.  99 wurden die Leitlinien,
wie uns mitgeteilt wurde, abgesteckt. Die
auf der gewerkschaftlichen Tagung an¬
wesenden Unternehmer (so was muß
man sich mal vorstellen) sollen einen
Dienstleistungs-Tarifvertrag gefordert ha¬
ben. Als die Antwort eines BASF-Be-
triebsrates dahingehend ausfiel, so et¬
was könne man sich im Handwerksbe¬
reich vorstellen, wenn die Beschäftigten
dort IG Metall Mitglieder werden und an
den jährlichen Warnstreiks teilnehmen
würden, wehrten die Unternehmer ab:
Ziel sei es, nicht aus dem Chemiege¬
werkschaftsbereich auszuscheren, Ziel
sei es, niedrigere
Dienstleistungsverträge mit der Chemie-

gewerkschaft (IG BCE) abzuschließen,lesen Vorstellungen konnte sich das für
Tarifpolitik zuständige Hauptvorstands-
mitgliede Werner Bischoff nach unserer
Kenntnis ansschließen. Denn, so seine
vorgeschobene Angst, sonst würden vie¬
le Unternehmen sich in andere
Tarifverbände flüchten.
Gegenüber BASF-Betriebsräten wir die
Bayer AG als Vorreiter für Betriehsver-
einbarungen von Dienst- und Servicebe¬
reiche dargestellt, um die BASF-
Betriebsräte dazu zu bringen einer tarifli¬
che Lösung zuzustimmen.
Rolf Erler, IG BCE-Hauptamtlicher
bestätigte auf einer Abteilungsversamm-
lung gegenüber Bayer-
Hauptwerkstattbeschäftigten im März 99,
daß über einen abgesenkten Dienstlei-

aktiv - kompetent - konsequen

stungstarifvedrag  espräche zwischen
Arbeitgeber und   Gewerkschaft stattfin¬
den sollen.

Wer würde zu
Dienstleitungsbereich
zählen, und wie
könnte bezahlt
werden?
Zu den Bereichen die unter einen
Dienstleistungstarifvertrag fallen
könnten, gibt es konkrete Vorstellungen
der Unternehmer. Dienstleitungsabteilun¬
gen und Servicebereiche wären:

Beschaffung
f*' Finanz- und Rechnungswesen

Forschung
Informatik

w' Logistik
«'• Recht, Patente/Lizenzen,

Versicherung und Technik.
Nahezu identisch hat die IG BCE (Ge¬
werkschaft) nach unserer Kenntnis auf
ihrer Hauptamtlichentagung 1999 die
Servicebereiche benannt, die unter ei¬
nen Dienstleistungstarifvertrag fallen
würden.

Wie soll das "Kind" ins
Leben gerufen werden?

Erst einmal müßte die IG BCE den neu
abzuschließenden Vertrag als besondere
Leistung hochhalten. Er würde als Ret-

mußten als erstes “geknackt  werden.
Die Argumente sind doch dort am ein-
leuchtensten: Die Mitarbeiter würden vor
die Alternative  Fremdvergabe oder ab¬
gesenkten Dienstleistungstarifvertrag 
gestellt! Alternativen dazu, oder Gegen¬
wehr würden durch Unternehmensleitung
und Gewerkschaft schon gedanklich aus¬
geschlossen werden!
Danach wären die anderen Bereiche und
Institute dran. Diese machte der Gesamt-
beriebsrats-Vorsitzende Gipperich deut¬
lich in seinem BR-Info vom Dez. 98:
(Originalzitat): Sicher ist auch, dass
Dienstleistungen und Servicebereiche er¬
neut in die Diskussion kommen werden.
Dieser Diskussion müssen wir uns mit
intelligenten Antworten und Lösungen
stellen.... Oberstes Ziel dabei ist, den
Sozial- und Dienstleistungsbereich im
Unternehmensverbund zu halten. Dazu
brauchen wir die Unterstützung .. von

tung vor dem Ausgliedern der oben

genannte Bereiche nerhalten müssen.iann könnte ggf. noch das 13te Monats¬
gehalt wieder auf 100 Prozent für alle
anaehoben werden, damit die nicht be¬
troffenen Kollegen ruhiggestellt werden.
Bei Bayer könnte natürlich nur nach der
Salamitaktik vorgegangen werden. Die
Küche und die Hanowerksabteilungen

den Tarifparteien... Im Namen der Bayer-
Belegschaft signalisiere ich dem Vor¬
stand hierzu unsere Bereitschaft." (Ende
des Zitates)!
Wir halten entgegen: wir signalisieren
keine Bereitschaft!
Gesamtbetriebsrat und Gewerkschaft
lösen bestehende Tarifverträge auf,
schaffen Billiglösungen und glauben uns
zu vertreten.
Wir werden dem nicht tatenlos Zusehen.
Sollte die IG BCE verschlechternde
Tarifverträge nur in die Diskussion brin¬
gen, werden wir eine zweite Mahnung
loslassen!
Wir, die Belegschaftsliste, aber auch alle
im Chemiekreis bundesweit organisierten
Beschäftigten fordern zur Diskussion auf
und werden das Ercjebniss auch in der
Belegschaftlisten-Zeitung vorstellen.
Erste Abmahnung an den Klüngel von IG
BCE und Chemieunternehmer.

Tarif?  i derung der Belegsehaftsiiste
Oie Beiegschatsiiste hai io ihrer Veisamnrijng am 18.03.99 Intensiv cie TarifsH -io- ;
diskutiert. Es wurde mit Bedauern zur Kenntnis genommen, daß  ie BCE keine
saizungsgenäße Versammlung mehr durchführt, u  eine ! erifforderu g = u?zuste!i?fi 
Ein Tarife gebnis, daß die negative Entwic lung de-- letzien Jah*s auch nur annähernd
ausgleich  se zt nicht nui eine entsprechen e Forderung  oraus, sondern brauc t
auch eine entsprechen e betriebliche Unterstützung Die  ekommt man aber nicht nit
Fragebogen und ein paar Freibier.
Wir fordern die a tive Einbindung und Information aller  srtreuensieuie!
Wir fordern clie IGBCE auf die folgende Fo derung für  *989  r ein ubeziehen:
1. Erhöhung aller Tarifentgelte um 6,5%, mindestens aber um 300,-DM.
2. Erhöhung der Ausbildungsvergütungen um monatlich 150,-DM.
3. Auszahlung der fehlenden 5% des 13. Monatsentgeltes (Das tarifliche Weihnachts¬
geld wurde für  ie ungeminderte Lohnfortzahlung i  Krankheitsfall auf 95% reduziert,
jetzt gilt wieder gesetzlich 100%)
i Keine Verhandlungen über einen Tarif ertrag mit abgesenkten Bezügen für!

sogenannte  Dienstleitungsbereiche1 ,
5. Erhöhung der Zahl der Ausbildungsplätze auf mind. 10% der Stammbelegschaften.
Unternehmen, die dies ablehnen, sollen zur Zahlung einer Ausbildungsplatzabgab 
verpflichtet werden, aus der dann betriebsübergreifende Ausbildungsstätten finanziert
werden.



oder wie der Betriebsrat sich mal wieder
einen in die eigene Tasche lügt
Ende 1998 war bereits bekannt, das
einige Bereich wie QA, VEC oder PH-TR
Chemielaboranten suchten. Ebenfalls
war bekannt, das einige Chemielaboran¬
ten nach ihrer Prüfung im Januar ver¬
sorgt werden mußten. In der Personal-
Ausschuß-Sitzung am 7.01.99 wurde
von der Belegschaftsliste noch einmal
dementsprechend nachgefragt. Am
11.01.99 werden 4 Chemielaboranten
nach bestandener Prüfung in die Abt.
LS-Marketing in Leverkusen versetzt;
hier waren angeblich die einzig unbefri¬
steten Stellen frei. In der Sitzung am
14.01.99 wird eine Werksinterne Stellen¬
ausschreibung (WIS) für Chemielaboran¬
ten in der VE Chemie behandelt.Gleich-
zeitig werden von extern Chemielabo¬
ranten befristet bis November 2001 ein¬
gestellt. Frau Schmidt wird auf die 4
Chemielaboranten hingewiesen. Sie wird
aufgefordert, alles zu unternehmen, daß
die Rückkehr der 4 Laboranten
ermöglicht. In der Sitzung am 28.01.99
werden erneut WIS für insgesamt 11
Chemielaboranten behandelt. Der Antrag
der Belegschaftsliste, diese WIS zugun¬

sten der 4 Laboranten auszusetzen und
damit eine Rückkehr zu ermöglichen,
wird von Frau Schmidt und der IG
Chemie-UA-Mehrheit abgelehnt. In der
Sitzung am 4.02.99 wird eine weitere
WIS, wo für QA 3 Chemielaboranten
gesucht werden, behandelt. Es werden
keine weiteren Schritte bezüglich der
Rückversetzung der Laboranten unter¬
nommen. In der Sitzung am 11.02.99
wird mitgeteilt, das die WIS für 3 Labo¬
ranten in QA erfolglos war. Die IG
Chemie-UA-Mehrheit unternimmt weiter-
hin nichts bezüglich einer
Rückkehrmöglichkeit. In der Sitzung am
18.02.99 teilt Comel dem Ausschuß mit,
er habe die 4 Laboranten in Leverkusen
besucht und diese möchten auch gerne

in Wuppertal arbeiten. Hierüber habe er
mit Herrn Sparrer/ Personal-Abt. gespro¬
chen. Frau Schmidt meint dazu, Comel
hätte den Personal-Ausschuß über diese
Aktivitäten nicht informieren brauchen. In
der Sitzung am 24.02.99 wird mitgeteilt,
das für die 11 freien Chemielaboranten-
Arbeitsplätze sich nur 3 Mitarbeiter be¬
worben haben. Gleichzeitig teilt Comel
mit, das er den 4 Laboranten in Leverku¬
sen empfohlen hat, sich auf eine Verset¬
zungsliste eintragen zu lassen, um even¬
tuell auf eine erfolglose WIS in Elberfeld
genommen zu werden. Auf der QA-
Abteilungsversammlung am 5.03.99 teilt
Herr Dr. Maldener auf Anfrage mit, daß
er die erfolglose WIS nicht mit  Jungla¬

boranten  sondern mit  erfahrenen Labo¬
ranten  von extern besetzen wird. Ob
dieses Verfahren auch für die noch
freien Arbeitsplätze im CWL angewandt
wird und ob der Personal-Ausschuß des
Betriebsrates di s so akzeptiert, können
wir zum momentanen Zeitpunkt nicht
sagen. Aber im Gegensatz zu dem auf
den Abteilungsversammlungen vermittel¬
ten Eindruck, daß sich der Betriebsrat
ein Bein ausreißt, damit die jungen
Kollegen nach Elberfeld zurückkommen
können, befürchten wir, daß die IG
Chemie-UA-Betriebsräte eher nichts un¬
ternehmen.
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